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Die "christliche" SPD, von der Arbeiter-
zur Betschwesterbruderpartei

Mitte Oktober 2010 hat sich in Berlin ein ÄArbeitskreis Laizistinnen und Laizisten in der SPDÅ konstituiert. 
50 Sozialdemokraten, darunter Ingrid MatthÇus-Maier und Rolf Schwanitz, der ehemalige Staatsminister im 
Kanzleramt, beschlossen zehn Forderungen fÉr eine konsequente Trennung von Staat und Kirche. Einer 
der in Berlin gewÇhlten Sprecher der Gruppe ist Michael Bauer aus NÉrnberg. Er ist seit 1993 SPD-Mitglied 
und seit 2000 GeschÇftsfÉhrer des Humanistischen Verbands NÄrnberg. Hier ein JUNGLE WORLD-Interview 
von Ivo Bozic mit ihm.

Was war der AuslÄser fÅr die GrÅndung des laizistischen Arbeitskreises?

Anlass war, dass immer deutlicher geworden ist, 
wie stark der Einfluss der kirchlich orientierten 
Spitzengenossen in der SPD ist. In erster Linie sind 
da der Vizepr�sident des Bundestages, Wolfgang 
Thierse, und die Bundestagsabgeordnete Kerstin 
Griese zu nennen. Thierse ist Mitglied des Zentral-
komitees der Deutschen Katholiken. Frau Griese ist 
hauptamtlicher Vorstand des Diakonischen Werks. 
Es gibt in der SPD Arbeitskreise von Christinnen 
und Christen, von j�dischen Mitgliedern, vielleicht 
wird es irgendwann auch mal einen f�r Muslime 
geben, und da hat sich eine Gruppe von Sozialde-
mokraten gesagt: Alles sch�n und gut, aber die In-
teressen der nichtreligi�sen, der konfessionsfreien 
Menschen in der Partei m�ssen auch Geh�r finden.

Was ist das wichtigste Anliegen Ihres Arbeitskrei-
ses?

Dass die nichtreligi�sen Menschen gleichberechtigt werden innerhalb der parteilichen Meinungsbildung. Wir for-
dern die Trennung von Staat und Kirche mit dem Ziel, dass endlich �ber eine Neuformulierung des Verh�ltnisses 
zwischen dem Staat und den Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften diskutiert wird.

Sie fordern unter anderem die Streichung sÇmtlicher kirchlicher Privilegien.

Es geht nicht einfach nur darum, Privilegien zu streichen. Es geht um eine grunds�tzliche Reform. Zu unserem 
Ansatz der Trennung von Staat und Kirche geh�ren zwei Grundforderungen. Zum einen fordern wir, bei bestimm-
ten Themen eine negative Gleichbehandlung von allen Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften. Denn 
angesichts bestimmter Kirchenprivilegien, die sich �ber die Jahrhunderte aufgebaut haben, kann man sich nur an 
den Kopf fassen. Dazu geh�rt, dass deutsche Bisch�fe nicht etwa von den Kirchen oder von Kirchensteuerein-
k�nften bezahlt werden, sondern vom Steuerzahler aus dem Staatshaushalt. In Bayern werden sowohl der evange-
lische Landeskirchenrat mit dem Landes�bischof an seiner Spitze als auch s�mtliche katholischen Bisch�fe und 
au�erdem Domdignit�re, -kapitulare, Pfarrh�user und so weiter aus dem Staatshaushalt aus allgemeinen Steuer-
mitteln �finanziert. Was hat so eine Regelung im 21. Jahrhundert noch zu suchen?

Zum anderen fordern wir aber auch eine positive Gleichbehandlung. Zum Beispiel bei der Klinikseelsorge. Die 
Pfarrer, die in staatlichen Krankenh�usern wie Universit�tskliniken arbeiten, werden zu einem erheblichen Teil 
aus Steuermitteln bezahlt. Daf�r gibt es Planstellen in den Haushalten der Kliniken. Und das ist ja vielleicht auch 
gar nicht so schlecht, dass in Krankenh�usern, wo es viel Leid gibt, wo viele existentielle Fragen aufkommen, 
dass dort auch eine Unterst�tzung aus religi�ser oder anderer weltanschaulicher Sicht stattfindet. Aber wenn man 
das sagt, dann muss man alle Weltanschauungen gleich behandeln. Dann kann es nicht sein, dass nur die evangeli-
schen und katholischen Patienten in den Genuss einer solchen Subventionierung kommen, nicht aber die nichtreli-
gi�sen, die j�dischen oder muslimischen. Um genau solche Fragen will sich der Arbeitskreis k�mmern und dazu 
sozialdemokratische Politikformulierungen anbieten.

In der SPD gibt es bereits heftigen Widerspruch. Sogar Ihre Homepage wurde gesperrt. Wie kam es dazu?

Die Homepage ist nur umgezogen und war deshalb vor�bergehend nicht erreichbar. Aber es stimmt, dass die Ge-
neralsekret�rin Andrea Nahles, die ja selbst ein Buch geschrieben hat �ber ihre katholische Fr�mmigkeit, uns un-
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tersagt hat, den Namen SPD zu verwenden, ebenso wie den Begriff �sozialdemokratisch�. Anscheinend versucht 
die Genossin Nahles �ber den Weg des Markenrechts Dinge auszubremsen, die ihr nicht gefallen. Das nehme ich 
mit einem gewissen Am�sement zur Kenntnis. Wir haben die Homepage darum umbenannt in �laizistische-
sozis.de� und sind auf eine andere Domain umgezogen.

Wolfgang Thierse und andere haben sich sehr kritisch zu Wort gemeldet. Da hieÉ es auch, Ihre Forderungen seien 
ein Schritt zurÅck hinter das Parteiprogramm von Godesberg. Kerstin Griese bemÇngelte, Ihre Forderungen wi-
dersprÇchen in einigen Punkten dem Grundsatzprogramm der SPD. Was sagen Sie dazu?

Das beeindruckt mich nicht. Thierse und Griese sind Kirchenfunktion�re. Und es ist nicht erstaunlich, dass es ei-
nem Kirchenfunktion�r nicht gef�llt, wenn gefordert wird, dass �berpr�ft werden muss, was die Kirchen seit 200 
Jahren an Staatsleistungen erhalten.

Die eher nichtreligi�se Arbeiterbewegung, aus der die SPD historisch stamme, m�sse sich den Kirchen eher zu-
statt abwenden, argumentiert Thierse. Diesen Weg aufeinander zu d�rfe man nicht in Frage stellen.

Darum geht es ja auch nicht. Wir wollen ja nicht die Kirchen abschaffen oder den Leuten ihren Glauben ausreden. 
Und wir sagen auch nicht, das habe alles keinen Platz in der SPD. Aber es kann ja wohl auch nicht sein, dass an-
dersherum nichtreligi�se Menschen keinen Platz in der SPD haben sollen. Die SPD ist eine Volkspartei, die das 
gesamte Spektrum der Gesellschaft repr�sentieren sollte. Und 40 Prozent der Menschen in Deutschland sind nun 
mal nicht religi�s.

Aber 73 Prozent der SPD-Mitglieder bekennen sich zum Christentum.

Das Ergebnis dieser Umfrage bezweifle ich. Wenn man nach der Zustimmung zu konkreten christlichen Glau-
bensinhalten fragen w�rde, w�rden wohl eher nicht 73 Prozent �Ja� ankreuzen.

Sie meinen, die meisten von ihnen sind einfach nur Mitglied der Kirchen?

Das w�rde ich vermuten, ja. Wenn man sich den Osten anschaut, mag es gr��ere Verzerrungen geben im Verh�lt-
nis zwischen SPD und Bev�lkerung. Dort ist die SPD zu weiten Teilen sehr stark von der evangelischen Kirche 
gepr�gt. Und dann muss man sich dazu die Wahlergebnisse anschauen. Wenn in Th�ringen oder Sachsen die SPD 
als dritt- oder fast schon viertst�rkste Partei bei Landtagswahlen abschneidet, stellt sich die Frage, ob man die 80 
bis 90 Prozent Konfessionsfreien in diesen L�ndern mit dem jetzigen Kurs wirklich erreicht.

In Berlin, wo ebenfalls nur eine Minderheit christlichen Glaubens ist, hat Frank-Walter Steinmeier von der SPD 
noch 2009 das BÅrgerbegehren ÑPro ReliÖ fÅr die StÇrkung des konfessionellen Religionsunterrichts unterstÅtzt.

Das kann ich mir auch nicht erkl�ren, was ihn da umgetrieben hat.

Wie viele UnterstÅtzer haben Sie inzwischen?

Das sind jetzt schon rund 500, vor allem �ber Internetforen, da sind auch diverse Mandatstr�ger dabei. Und es 
werden jeden Tag mehr.

Derzeit wird im Rahmen der Integrationsdebatte stÇndig Åber christlich-jÅdische Werte geredet, auf denen unsere 
Gesellschaft basiere. WÅrden Sie dem widersprechen?

Nicht vollst�ndig. Nat�rlich gibt es christlich-j�dische Werte, die in die Tradition unserer Kultur eingeflossen 
sind, das ist selbstverst�ndlich. Es sind aber nicht die einzigen Werte, die unsere Gesellschaft ausmachen. Dazu 
geh�ren auch Werte aus Humanismus und Aufkl�rung, wie Selbstbestimmung und Toleranz. Abgesehen davon 
w�rde es mich interessieren, was genau solch ein �christlich-j�discher Wert� sein soll. Wenn damit die Men-
schenw�rde und die Menschenrechte gemeint sind, dann muss man darauf hinweisen, dass der Vatikan, als Repr�-
sentant der katholischen Kirche, die entsprechende europ�ische Charta bis heute nicht anerkannt hat. Also offen-
sichtlich handelt es sich bei diesen Werten zumindest nicht unbedingt um katholische Werte.

Christian Wulff hat seine Rede zum Tag der Deutschen Einheit mit den Worten ÑGott schÅtze DeutschlandÖ been-
det. Man hat den Eindruck, dass die Konservativen ihren Verlust an politischen Inhalten mit einem wachsenden 
Bezug auf religiÄse Werte kompensieren.

Den Eindruck kann man tats�chlich gewinnen. Es gibt solche �u�erungen ja pl�tzlich auch von der Bundeskanz-
lerin, die bis dahin gar nicht f�r so etwas bekannt war und die jetzt erkl�rt, sie sei besorgt �ber eine S�kularisie-
rung, und dass man in Deutschland dem christlichen Menschenbild zu folgen habe. Das ist zum einen �beraus ar-
rogant gegen�ber anderen Religionen und Weltanschauungen. Zum anderen ist das aber auch einer Repr�sentantin 
eines Staatswesens der heutigen Form nicht angemessen. Deutschland hat keine Staatskirche, wir haben auch kei-
nen Monarchen, der einer Kirche vorsteht, wie das in manchen skandinavischen L�ndern noch der Fall ist. Wir 
sind eine demokratische Republik, und in so einer Republik – das ist eine ursozialdemokratische Vorstellung –
z�hlt jeder B�rger und jede B�rgerin mit seinen oder ihren Vorstellungen gleich.

FÅr Ihre Forderungen fÇnden sich bestimmt auch UnterstÅtzer in anderen Parteien. Gibt es BemÅhungen um eine 
Vernetzung mit der FDP, den GrÅnen, der Linkspartei?
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Wir diskutieren das. Bei der FDP, bei den Gr�nen und den �Linken� gibt es sogar schon Parteitagsbeschl�sse, die 
nahezu identisch oder jedenfalls kompatibel sind mit weiten Teilen unserer Forderungen. Ich gehe davon aus, dass 
wir uns in irgendeiner Form mit Menschen aus anderen Parteien unterhalten und vielleicht sogar einen gemeinsa-
men Forderungskatalog formulieren werden. Ich pers�nlich w�rde das begr��en.

Sie selbst sind GeschÇftsfÅhrer des HUMANISTISCHEN VERBANDES in NÅrnberg. Inwiefern steckt der Verband hinter 
der GrÅndung des SPD-Arbeitskreises?

�berhaupt nicht. Initiiert worden ist der Arbeitskreis von einer Gruppe aus Baden-W�rttemberg �ber ein parteiin-
ternes SPD-Forum im Internet. Da gab es so gro�en Zuspruch, dass der Arbeitskreis auch in der „wirklichen 
Welt“ gegr�ndet wurde. Der HUMANISTISCHE VERBAND hat damit nichts zu tun, er ist �berparteilich. Wir haben 
das nat�rlich bemerkt und haben unseren Mitgliedern gesagt, wer in der SPD ist, k�nne sich ja �berlegen, ob er da 
mitmachen wolle. Mehr nicht, und der HUMANISTISCHE VERBAND dominiert den Arbeitskreis auch nicht.

Was tun Sie, wenn der Parteivorstand die GrÅndung des Arbeitskreises als SPD-Gliederung ablehnt?

Das w�rde ich bedauern. Da w�rde mich die Begr�ndung dann sehr interessieren. Damit w�re die Sache aber 
nicht aus der Welt. Es gibt ja noch andere Gremien und Verb�nde in der Partei, etwa Landesverb�nde, wo man 
dann weitermachen k�nnte. Wir werden den Diskussionszusammenhang auf jeden Fall erhalten und unsere Ideen 
in die Partei tragen. Ich habe den Eindruck, Sigmar Gabriel war nicht gut beraten, unsere Bestrebungen in dieser 
barschen Form, in der er es getan hat, abzulehnen. Unsere Ansichten geh�ren zur Identit�t der SPD, die SPD ist 
keine klerikale Partei, und ich kann mir auch nicht vorstellen, dass es eine Mehrheit gibt, die das wollen w�rde.

Nachbemerkung: Was lernt man als Ñsterreichischer Laizist daraus? Dass die NichtreligiÑsen immer noch 
um ihre Emanzipation kÇmpfen mÉssen. In Österreich darf die katholische Kirche StraÜen mit religiÑsen 
Losungen beschmieren, die Atheisten dÉrfen keine "no-god"-Werbung auf Bussen anbringen. In weltan-
schaulichen Debatten ist vom christlichen Europa und von kritikloser Toleranz gegenÉber allem, das sich 
"religiÑs" nennt, die Rede, religionsfreie Anschauungen haben keinen Stellenwert, weltanschauliche Kritik 
an Religionen kann obendrein fallweise auch strafbar1 sein und Islamkritik wird sogar als UnterstÉtzung 
des Rassismus von Strache & FPÖ gesehen. 
Wir brauchen weder christlich-abendlÇndische Chefideologen, noch kniefÇllige Toleranz gegen vorgestrige 
Ideologien aus dem "Morgenland". Wir haben das aufgeklÇrte, sÇkulare Europa und wir sollten uns dazu 
bekennen. Laut, deutlich und organisiert! Wie die GenossenInnen in der SPD!

1 "HerabwÄrdigung religiÅser Lehren", Åsterr. Strafgesetzbuch Ç 188: "Wer Åffentlich eine Person oder eine Sache, die den Ge-
genstand der Verehrung einer im Inland bestehenden Kirche oder Religionsgesellschaft bildet, oder eine Glaubenslehre, einen 
gesetzlich zulÉssigen Brauch oder eine gesetzlich zulÉssige Einrichtung einer solchen Kirche oder Religionsgesellschaft unter 
UmstÉnden herabwÄrdigt oder verspottet, unter denen sein Verhalten geeignet ist, berechtigtes Ñrgernis zu erregen, ist mit Frei-
heitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 TagessÉtzen zu bestrafen." Im Gegensatz dazu darf jedwede 
sÇkulare Weltanschauung straffrei herabgewÉrdigt werden!


